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27.08.2014 

 

Wichtige neue Entscheidung 

 
Fahrerlaubnisrecht: Zweiter Durchlauf des Punktesystems  
 
§ 4 StVG, § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV 
 
Geschwindigkeitsüberschreitung von 21 km/h außerorts 
Erheblicher Verstoß im Sinne von § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV (verneint) 
Vorgehen außerhalb des Punktsystems nach vorangegangener Entziehung wegen 
Erreichens von 18 Punkten 
Gutachtensanforderung 
Anforderungen an die Ermessensausübung hierbei 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 07.08.2014,   
Az. 11 CS 14.352 
 
 
Orientierungssätze: 
 
1. Nach einer im Rahmen des Punktesystems erfolgten Entziehung der Fahrer-

laubnis (vgl. § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 StVG in der bis 30.04.2014 gültigen Fas-
sung [StVG a.F.], § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 StVG in der ab 01.05.2014 gültigen 
Fassung [StVG n.F.]), entfaltet die Erstellung eines für den Betroffenen günsti-
gen Fahreignungsgutachtens (vgl. § 4 Abs. 10 Satz 3 StVG a.F., § 10 Abs. 10 
Satz 4 n.F.) und die Neuerteilung der Fahrerlaubnis keine Sperrwirkung für die 
Berücksichtigungsfähigkeit früherer, d.h. vor der Entziehung der Fahrerlaubnis 
liegender Tatsachen (Rn. 23). Dies bedeutet, dass bei einem Wiederholungs-
täter, der das Punktesystem zum zweiten Mal durchläuft, der Tatbestand des § 11 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Alternative 2 FeV erfüllt ist, wenn er auch nur einen weiteren 
Verstoß gegen verkehrsrechtliche Vorschriften nach Neuerteilung der Fahrerlaub-
nis begeht und ein vor Neuerteilung der Fahrerlaubnis begangener Verstoß im 



Verkehrszentralregister (jetzt Fahreignungsregister) noch nicht getilgt und daher 
verwertbar ist (Rn. 24). 

 
2. Für den Fall, dass dieser eine nach Neuerteilung der Fahrerlaubnis begangene 

Verstoß nicht erheblich i.S.v. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Alternative 1 FeV ist, dürften 
allerdings hohe Anforderungen an die Ermessenserwägungen und an die Darle-
gung der Fahreignungszweifel durch die Fahrerlaubnisbehörde für ein Vorgehen 
außerhalb des Punktsystems zu stellen sein (Rn. 24, Rn. 30). 

 
3. Ein Verstoß gegen verkehrsrechtliche Vorschriften, der gerade einmal die Grenze 

zur Eintragungspflichtigkeit überschreitet, kann in der Regel noch kein erheblicher 
sein (Rn. 34). Nicht erheblich im Sinne von § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Alternative 1 
FeV ist daher die außerorts begangenen Überschreitung der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit von 60 km/h um 21 km/h (Rn. 37). 

 
 
Hinweis: 
 
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat die aufschiebende Wirkung der Klage 
des Antragstellers gegen die Entziehung seiner Fahrerlaubnis wieder hergestellt. 
Diese Entziehung erfolgte wegen Nichtbeibringung eines unter Hinweis auf § 11  
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV im zweiten „Durchlauf" des Punktesystems geforderten me-
dizinisch-psychologischen Gutachtens. Der Senat hat im Rahmen seiner 
summarischen Prüfung Bedenken hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der Gutach-
tensanordnung. Vor dem Hintergrund des vom Senat präzisierten rechtlichen 
Rahmens (vgl. Orientierungssätze 1 und 3) entsprach die Ermessensausübung der 
Fahrerlaubnisbehörde seiner Auffassung nach nicht den zu erfüllenden Anforderun-
gen (vgl. Orientierungssatz 2). 
 
 
Niese 
Oberlandesanwalt 
 
 
11 CS 14.352 

W 6 S 13.1279 

G r o ß e s  

S t a a t s w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 



In der Verwaltungsstreitsache 

******** ******, 

************* ***. **, ***** *********, 

 - ************* - 

 

**************: 

************** ***** ******, 

******-*****-***. *, ***** *** ***************, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

wegen 

 

Entziehung der Fahrerlaubnis 

(Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO); 

hier: Beschwerde des Antragstellers  gegen den Beschluss des Bayerischen Ver-
waltungsgerichts Würzburg vom 23. Januar 2014, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 11. Senat, 



durch den Richter am Verwaltungsgerichtshof Stadlöder als Vorsitzenden, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof König, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Dr. Köhler-Rott  

 

ohne mündliche Verhandlung am  7. August 2014 

folgenden 
 

Beschluss: 

 

 I. Der Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichts Würzburg vom 
23. Januar 2014 wird abgeändert. Die aufschiebende Wirkung der 
Klage des Antragstellers gegen den Bescheid des Antragsgegners 
vom 19. November 2013 wird wiederhergestellt.  

 

 II. Die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen trägt der Antrags-
gegner.  

 

 III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 6.250 Euro fest-
gesetzt.  

 

 

Gründe: 

        I. 

Der 1983 geborene Antragsteller wendet sich im einstweiligen Rechtschutzverfahren 

gegen die Entziehung seiner Fahrerlaubnis der Klassen B, BE, C1, C1E, C, CE und 

T.  

 

Mit Urteil des Amtsgerichts Gemünden a. Main vom 5. Oktober 2006 wurde der An-

tragsteller der Strafvereitelung in Tateinheit mit vorsätzlichem Fahren ohne Fahrer-

laubnis schuldig gesprochen (Tattag: 24.12.2005; Eintrag von 6 Punkte im vormali-

gen Verkehrszentralregister). Nach Vorlage eines positiven Fahreignungsgutachtens 

erhielt der Antragsteller am 6. Mai 2008 die Fahrerlaubnis der oben genannten Klas-
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sen. Am 12. September 2009 und am 16. März 2010 beging der Antragsteller eine 

Geschwindigkeitsüberschreitung innerhalb geschlossener Ortschaften um 22 km/h 

und 18 km/h, am 23. Oktober 2009 missachtete er ein Überholverbot (jeweils 1 Punkt 

im Verkehrszentralregister); am 8. Dezember 2009, am 3. August 2010 und am 

22. Februar 2011 unterschritt er den erforderlichen Mindestabstand von 50 Metern 

mit einem Lkw (jeweils 3 Punkte). Mit Bescheid vom 29. Juli 2011 entzog die Fahrer-

laubnisbehörde dem Antragsteller beim Stand von 18 Punkten die Fahrerlaubnis.  

3 

Das Ergebnis der medizinisch-psychologischen Untersuchung durch den TÜV-Süd 

im Januar 2012 im Rahmen eines Neuerteilungsantrags legte der Antragsteller nicht 

vor, ein weiteres Fahreignungsgutachten des TÜV Süd vom 2. Juli 2012 fiel negativ 

aus. Beim Antragsteller liege wiederholtes und verschiedenartiges Fehlverhalten im 

Straßenverkehr vor. Unter den festgestellten Verstößen befinde sich auch eine 

Straftat. Solches Fehlverhalten sei in der Regel nicht nur auf Unachtsamkeit, Erfah-

rungsmangel oder Fahrlässigkeit zurückzuführen, sondern deute auf grundlegende 

Persönlichkeits- bzw. Einstellungsmängel hin. Art und Häufigkeit der Verkehrsver-

stöße zeigten ein geschwindigkeitsbetontes Fahrverhalten. Beim Antragsteller liege 

nach seiner Verkehrsvorgeschichte eine generelle Bereitschaft vor, geltende Regeln 

und die Belange anderer Verkehrsteilnehmer zu missachten. Der Antragsteller habe 

zwar die Zusammenhänge mit fachlicher Hilfestellung reflektiert und begonnen, seine 

Einstellung und sein Verhalten zu ändern. Es bestehe eine deutliche Änderungsbe-

reitschaft; es zeigten sich Anzeichen einer positiven Entwicklung, jedoch bestehe 

diese Änderung erst seit kurzer Zeit und bedürfe der Vertiefung und Stabilisierung; 

der Antragsteller befinde sich gerade mitten im Veränderungsprozess, in dem er ver-

suche, seinen neuen Standpunkt gegenüber seinen Vorgesetzten durchzusetzen. 

 

Das dritte Gutachten der prima-mpu GmbH Stuttgart (pima) vom 24. Oktober 2012 

kam zu einer positiven Prognose. Der Antragsteller hatte geltend gemacht, dass er 

dem Termindruck, den sein Arbeitgeber auf ihn ausübe, nunmehr besser widerste-

hen könne; für den bisherigen Arbeitgeber werde er nicht mehr arbeiten. Das Gut-

achten stellte eine selbstkritische Distanzierung zum früheren auffälligen Verhalten 

fest; das geschilderte Vermeidungsverhalten beziehe sich konkret auf die Verhinde-

rung früherer Fehlverhaltensweisen; es habe ein ausschlaggebender Veränderungs-

prozess beim Antragsteller stattgefunden. Es sei daher nicht zu erwarten, dass der 

Antragsteller auch zukünftig erheblich oder wiederholt gegen verkehrsrechtliche 

Bestimmungen verstoßen werde. Daraufhin erhielt der Antragsteller am 6. Dezember 

2012 die Fahrerlaubnis neu erteilt.  
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Am 3. Februar 2013, 23:50 Uhr, überschritt der Antragsteller als Führer eines Last-

kraftwagens die zulässige Höchstgeschwindigkeit außer Orts (Autobahn, Baustelle, 

ca. 200 m hinter dem Zeichen 274 StVO) von 60 km/h um 21 km/h.  

 

Aus diesem Grund forderte der Antragsgegner den Antragsteller mit Schreiben vom 

7. Juni 2013 zur Vorlage eines medizinisch-psychologischen Gutachtens zur Klärung 

der Frage auf, ob zu erwarten sei, dass er auch zukünftig erheblich oder wiederholt 

gegen verkehrsrechtliche Bestimmungen verstoßen werde und ob trotz der neuen 

Verkehrszuwiderhandlung vom 3. Februar 2013 die positive Prognose der medizi-

nisch-psychologischen Begutachtung vom 24. Oktober 2012 aufrecht erhalten wer-

den könne. Die Fahrerlaubnisbehörde schilderte die Vorgeschichte des Antragstel-

lers und betonte, dass der Antragsteller trotz des vorangegangen Eignungsgutach-

tens zum Ersterwerb der Fahrerlaubnis sowie dem Wissen, dass die Fahrerlaubnis 

für zwei Jahre auf Probe erteilt worden sei, in der Folgezeit massiv mit Verkehrsver-

stößen aufgefallen sei. Trotz der Maßnahmen bei Erreichen bestimmter Punkte-

stände (Verwarnung beim Stand von 8 Punkten, Verwarnung und Hinweis auf die 

freiwillige Teilnahme an einer verkehrspsychologischen Beratung bei einem Stand 

von 15 Punkten), habe sich der Punktestand auf 18 Punkte erhöht. Nachdem sowohl 

eine medizinisch-psychologische Begutachtung im Januar 2012 als auch die Begut-

achtung am 25. Juni 2012 negativ gewesen sei, sei erst das dritte Gutachten durch 

die pima-mpu GmbH vom 24. Oktober 2012 zu einer positiven Prognose gekommen. 

Nicht einmal zwei Monate nach der Neuerteilung der Fahrerlaubnis und nur etwas 

mehr als drei Monate nach der positiven Prognose habe der Antragsteller erneut ei-

nen Verkehrsverstoß begangen, der in das Verkehrszentralregister eingetragen wor-

den sei. Damit habe er die positive Prognose widerlegt und seine Kraftfahreignung 

erneut in Frage gestellt. Der Antragsteller sei nicht gewillt, die Rechtsordnung im Be-

reich des Fahrerlaubnisrechts zu respektieren. Maßnahmen nach dem Punktsystem 

reichten nicht aus.  

 

Der Antragsteller wandte sich mit mehreren Schriftsätzen seiner Bevollmächtigten 

gegen die Gutachtensanordnung; die Fahrerlaubnisbehörde betonte mit Schreiben 

vom 7. August 2013 und 4. November 2013, dass der Antragsteller erst im dritten 

Anlauf zu einer positiven Prognose gekommen sei, so dass auch ein Obergutachten  

hätte gefordert werden können; der Antragsteller habe in nur drei Jahren 18 Punkte 

erreicht, und acht Wochen nach Neuerteilung der Fahrerlaubnis eine Geschwindig-
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keitsüberschreitung um 21 km/h begangen, und zwar mit einem Lkw, was ein größe-

res Gefährdungspotential darstelle. Ein Gutachten wurde nicht vorgelegt.  

 

Mit Bescheid vom 19. November 2013 entzog der Antragsgegner dem Antragsteller 

die Fahrerlaubnis, forderte ihn auf, seinen Führerschein unverzüglich, spätestens in-

nerhalb von fünf Tagen nach Zustellung des Bescheids zurückzugeben, ordnete die 

sofortige Vollziehung der Fahrerlaubnisentziehung an und drohte für den Fall der 

Nichtabgabe des Führerscheins Zwangsmaßnahmen an.  

 

Gegen den Bescheid ließ der Antragsteller Klage zum Verwaltungsgericht Würzburg 

(W 6 K 13.1278) erheben. Den gleichzeitig gestellten Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 

lehnte das Verwaltungsgericht mit Beschluss vom 23. Januar 2014 ab. Es liege eine 

rechtmäßige Gutachtensaufforderung gemäß § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV und damit 

ein rechtmäßiges Vorgehen außerhalb des Punktsystems vor. Angesichts der Vorge-

schichte des Antragstellers habe er durch die erneute Verkehrszuwiderhandlung die 

positive Prognose im Gutachten vom 24. Oktober 2012 widerlegt. Die Voraussetzun-

gen des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV für die Beibringung eines Gutachtens wegen 

eines – unstrittigen – erheblichen Verstoßes gegen verkehrsrechtliche Vorschriften 

lägen vor. Es handle sich hier um einen für ein Vorgehen außerhalb des Punktsys-

tems notwendigen, atypischen, besonders gelagerten Sachverhalt. Dafür sprächen 

die gesamte Vorgeschichte des Antragstellers, die kurze Zeit bis zum erneuten Ver-

stoß entgegen der positiven Prognose und die unglaubhaften, beschönigenden Ein-

lassungen des Antragstellers dazu. Schon der Umstand, dass dem Antragsteller 

seine erstmalige Fahrerlaubnis erst verspätet nach Vorlage einer positiven medizini-

sch-psychologischen Begutachtung habe erteilt werden können, falle aus dem Rah-

men. Nach nur gut drei Jahren – von 2008 bis 2011 – habe der Antragsteller dann 

das Punktsystem durchlaufen und 18 Punkte angehäuft. Auffällig sei weiter, dass der 

Antragsteller drei medizinisch-psychologische Gutachten in eineinhalb Jahren benö-

tigt habe, um zu einer positiven Prognose zu kommen. Der Antragsteller belege 

durch den erneuten Verkehrsverstoß nur gut drei Monate nach der Begutachtung 

und knapp zwei Monate nach der Wiedererteilung der Fahrerlaubnis, dass er nahtlos 

an sein vorhergehendes verkehrswidriges Verhaltensmuster anknüpfe. Dafür spre-

che auch der Umstand, dass er weiterhin bei der Firma arbeite, die nach seinen ei-

genen Angaben Auslöser für den Zeitdruck gewesen sei, der zu den zahlreichen 

Verkehrsauffälligkeiten geführt habe. Es sei nicht ersichtlich, dass die neuerliche Ge-

schwindigkeitsüberschreitung nur ein einmaliger, versehentlicher Ausrutscher gewe-

sen sei und sich nicht wiederholen werde. Das Fehlen weiterer Verkehrsverstöße in 
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der Folgezeit könne daran liegen, dass solche nicht aktenkundig geworden seien 

oder dass sich der Antragsteller unter dem Eindruck der Ahndung (mit Bußgeldbe-

scheid vom 15.4.2013) und des nachfolgend laufenden Entziehungsverfahrens (ab 

Juni 2013) zurückgehalten habe; das könne aber die Zweifel an der charakterlichen 

Fahreignung nicht auszuräumen, zumal schon früher zwischen den einzelnen Ver-

kehrsverstößen mehrere Monate bis zu einem halben Jahr gelegen hätten. Gerade 

auch die einzelne erhebliche Geschwindigkeitsüberschreitung könne die Zweifel er-

neut begründen. Zwar sei dieser mit einem Punkt bewertete Verstoß für sich allein 

nicht so massiv und seien nach der Neuerteilung keine weiteren Verstöße aktenkun-

dig. Es träten hier jedoch weitere Umstände, nämlich die Vorgeschichte des Antrag-

stellers, hinzu. Das Gericht werte die Aussage des Antragstellers, er habe wegen 

plötzlich aufgetretenen Schnees bei abschüssiger Fahrbahn nicht bremsen können, 

ohne einen Ausbruch des Fahrzeugs zu riskieren, als unglaubhafte beschönigende 

Schutzbehauptung. Es spreche viel dafür, dass der Antragsteller den Geschwindig-

keitsverstoß vorsätzlich begangen habe, da er – nach Abzug der Messtoleranz – mit 

81 km/h bei erlaubten 60 km/h gefahren sei und damit die ohnehin zulässige Höchst-

geschwindigkeit für Lkw (80 km/h) überschritten habe. Im Übrigen bestätige der 

Wetterbericht die Angaben des Antragstellers nicht; auch auf den in den Akten be-

findlichen Lichtbildern sei kein Schnee, auch keine geschlossene Schneedecke, aber 

die Fahrbahnmarkierung zu erkennen. Unter Zugrundelegung der Angaben des An-

tragstellers müsse er sich vorwerfen lassen, dass er trotz schneebedeckter Fahrbahn 

seine Geschwindigkeit nicht angepasst habe. Baustellen auf der Autobahn würden 

regelmäßig vorangekündigt und durch einen sogenannten Geschwindigkeitstrichter 

angezeigt, so dass dem Antragsteller auf jeden Fall genügend Zeit geblieben wäre, 

seine Geschwindigkeit zu reduzieren. Die Einlassung des Antragstellers bestätige die 

Eignungszweifel und das Erfordernis einer Begutachtung seiner charakterlichen Eig-

nung.  

 

Gegen den Beschluss richtet sich die Beschwerde des Antragstellers. Zur Begrün-

dung wird vorgetragen:  

– Die Sofortvollzugsanordnung sei nicht rechtmäßig. Der Antragsteller sei nicht mit 

Alkohol- oder Drogentätern zu vergleichen, die ihr Verhalten suchtbedingt nicht kurz-

fristig ändern könnten. Wenn das Verwaltungsgericht annehme, dass sich der An-

tragsteller durch den Bußgeldbescheid vom 15. April 2013 und das nachfolgende 

Entziehungsverfahren habe beeindrucken lassen, so dass es seither nicht mehr zu 

Verkehrsverstößen gekommen sei, so stelle er keine akute Gefahr für den Straßen-

verkehr bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache dar. Der Antragsteller habe sich 

vom Februar 2013 bis zur Fahrerlaubnisentziehung im November 2013 zehn Monate 

10 

11 



verkehrsgerecht verhalten. Dies müsse bei der Sofortvollzugsanordnung be-

rücksichtigt werden.  

12 

– Allein die zeitliche Nähe des erneuten Verkehrsverstoßes zur Neuerteilung der 

Fahrerlaubnis reiche nicht für die Anordnung der Beibringung eines Gutachtens aus. 

Der begangene Verkehrsverstoß habe die positive Prognose im Gutachten vom 

24. Oktober 2012 nicht widerlegt. Die Neuerteilung der Fahrerlaubnis am 

6. Dezember 2012 im Anschluss an den Nachweis der wiedergewonnenen Eignung 

sei rechtmäßig erfolgt; es gebe keine Anhaltspunkte, dass sich der Antragsteller 

durch unwahre Falschangaben gegenüber der Begutachtungsstelle eine positive 

Begutachtung erschlichen habe.  

– Das zweimalige Nichtbestehen eines MPU-Gutachtens dürfe nicht zu Lasten des 

Antragstellers berücksichtigt werden. Statistisch gesehen falle jeder Zweite durch ein 

MPU-Gutachten. Da die Chance bei den Wiederholern steige, liege die Erfolgsquote 

beim ersten Versuch bei maximal 30 %. Die Wahrscheinlichkeit eines Erfolgs hänge 

auch von einer sehr guten Vorbereitung ab, die der Antragsteller nicht in Anspruch 

genommen habe. Insofern seien die ersten beiden Untersuchungen quasi der Vorbe-

reitungskurs des Antragstellers gewesen. Der Antragsteller habe letztlich die Fahr-

eignungsbegutachtung bestanden, weil bei ihm, wenn auch mit Verspätung, aber 

ohne professionelle Hilfe die Auseinandersetzung mit seinem bisherigen Verkehrs-

verhalten stattgefunden habe.  

– Die Voraussetzungen für ein Vorgehen außerhalb des Punktsystems, mithin ein 

Sonderfall, der den Antragsteller von anderen Mehrfachtätern abhebe, lägen nicht 

vor. Der Antragsteller sei weder ein Raser noch ein rücksichtsloser Fahrer. Es sei le-

diglich darauf abgestellt worden, dass das Gutachten falsch sei. Die durch das Ge-

richt erfolgte Bewertung der Verkehrsverstöße als schwerwiegend lasse nicht erken-

nen, worin sich diese Verstöße von denen aller anderen Kraftfahrer unterschieden. 

Die Schwere eines Verkehrsverstoßes folge aus dem ihm zugeordneten Punktwert 

und sei nicht der persönlichen Einschätzung des Gerichts überantwortet.  

– Zu Unrecht werte das Verwaltungsgericht die Einlassung des Antragstellers zum 

letzten Verkehrsverstoß als Schutzbehauptung. Diese Einlassung hätte im Bußgeld-

verfahren keinen Erfolg gebracht, weil, wie das Verwaltungsgericht ausgeführt habe, 

der Antragsteller bei gebotener Sorgfalt frühzeitig hätte abbremsen können, ohne 

dass sein Lkw auf der abschüssigen Strecke ins Rutschen gekommen wäre. Dieses 

nicht optimale Verkehrsverhalten sei nicht gleichzusetzen mit mangelnder Straßen-

verkehrseignung. Die Geschwindigkeitsüberschreitung im Februar 2012 sei mögli-
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cherweise Ausdruck einer Fehleinschätzung der Straßenverhältnisse gewesen, je-

denfalls aber kein Ausdruck von Rücksichtslosigkeit, Aggressivität, Rohheit, wilder 

Raserei, Hang zur beharrlichen Missachtung der Rechtsordnung oder ähnlichem 

Verhalten. Dies aber sei Voraussetzung für die Annahme eines besonderen Umstan-

des, der eine Behandlung außerhalb des Punktsystems rechtfertigen würde.  

 

Der Antragsgegner tritt der Beschwerde entgegen. Die Eignungszweifel könnten aus 

der zeitlichen Nähe der Zuwiderhandlung zur vorangegangen Fahrerlaubniserteilung 

gefolgert werden. Der Gesichtspunkt des zweimaligen Scheiterns des Antragstellers 

bei den MPU-Begutachtungen im Januar 2012 und Juni 2012 sei für das Verwal-

tungsgericht nicht entscheidungstragend gewesen. Entscheidungstragend sei gewe-

sen, dass sich der Antragsteller gleichsam im nahtlos anschließenden zweiten 

Durchgang des Vorgehens nach § 4 StVG befunden habe. Die Einlassung des An-

tragstellers zum Verkehrsverstoß habe das Verwaltungsgericht dahin gehend ge-

wertet, dass dieser entweder lüge oder aber diese zusätzlich für die Eignungszweifel 

spreche; es habe nicht ein nicht optimales Verkehrsverhalten mit mangelnder Stra-

ßenverkehrseignung gleichgesetzt.  

 

Bezüglich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakten und 

die vorgelegten Behördenakten Bezug genommen.  

 

                                                                  II. 

 

Die zulässige Beschwerde ist begründet. Nach summarischer Überprüfung der 

Rechtmäßigkeit des streitgegenständlichen Entziehungsbescheids ist der Ausgang 

des Hauptsacheverfahrens aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen offen. Vieles 

spricht dafür, dass die Gutachtensbeibringungsaufforderung vom 7. Juni 2013 der 

rechtlichen Überprüfung im Hauptsacheverfahren nicht standhalten wird. Ggf. sind 

auch die näheren Umstände der vom Antragsteller am 3. Februar 2013 begangenen 

Verkehrsordnungswidrigkeit näher aufzuklären. Jedenfalls fällt die Interessenabwä-

gung hier ausnahmsweise zugunsten des Antragstellers aus. 

 

1. Es ist fraglich, ob der streitgegenständliche Entziehungsbescheid auf § 11 Abs. 8 

Satz 1 FeV gestützt werden kann. Der Schluss auf die Nichteignung ist nur zulässig, 
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wenn die nicht selbstständig anfechtbare Anordnung der medizinisch-psycho-logi-

schen Untersuchung rechtmäßig, insbesondere anlassbezogen und verhältnismäßig 

war (BVerwG, B.v. 9.6.2005 – 3 C 25.04 – BayVBl 2006, 121).  



Die Anordnung der medizinisch-psychologischen Untersuchung mit Schreiben der 

Fahrerlaubnisbehörde vom 7. Juni 2013 begegnet rechtlichen Bedenken dahinge-

hend, ob die Fahrerlaubnisbehörde das in § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV eröffnete 

Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung entsprechenden Weise ausgeübt, 

mithin das Vorgehen außerhalb des Punktsystems ausreichend und zutreffend be-

gründet hat.  

 

Nach dieser Vorschrift kann die Beibringung eines medizinisch-psychologischen 

Gutachtens zur Klärung von Eignungszweifeln angeordnet werden bei einem erhebli-

chen Verstoß oder wiederholten Verstößen gegen verkehrsrechtliche Vorschriften.  

 

1.2. Die Tatbestandsvoraussetzungen der Vorschrift liegen vor. Es kann hier noch 

offen bleiben, ob die Tat vom 3. Februar 2013 die Voraussetzung des § 11 Abs. 3 

Satz 1 Nr. 4 1. Alt. FeV – erheblicher Verstoß gegen verkehrsrechtliche Vorschriften 

– erfüllt. Denn die Tatbestandsvoraussetzungen des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV 

liegen in jedem Fall vor. Der Antragsteller hat wiederholt Verstöße gegen verkehrs-

rechtliche Vorschriften begangen. Zwar sind die im Verkehrszentralregister eingetra-

genen Punkte für die vor dem 29. Juli 2011 begangenen Verkehrsverstöße durch die 

Entziehung der Fahrerlaubnis mit Bescheid vom 29. Juli 2011 gemäß § 4 Abs. 2 Satz 

3 StVG in der bis 30. April 2014 geltenden Fassung gelöscht worden. Die Löschung 

von Punkten nach § 4 Abs. 2 Satz 3 StVG bezieht sich jedoch nicht zugleich auf die 

den Punkten zugrunde liegenden straf- oder bußgeldrechtlichen Entscheidungen; 

diese bleiben vielmehr im Verkehrszentralregister bis zur Tilgungsreife erfasst und 

können in späteren, etwa auf § 3 Abs. 1 StVG gestützten Entziehungsverfahren her-

angezogen werden (vgl. unter Bezugnahme auf die Gesetzesbegründung Dauer, in: 

Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 42. Aufl. 2013, § 4 StVG Rn. 26). 

Dieses Ergebnis folgt im Umkehrschluss auch aus § 29 Abs. 1 Satz 4 StVG. Nach 

dieser Vorschrift werden Maßnahmen nach den §§ 2a und 4 StVG außer den in Satz 

3 der Vorschrift genannten Maßnahmen, also auch Fahrerlaubnisentziehungen nach 

§ 4 StVG, dann getilgt, wenn auch die letzte mit Punkten bewertete Eintragung we-

gen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit getilgt ist. Diese Regelung ginge ins Leere 

bzw. wäre entbehrlich, wenn schon die Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 4 Abs. 

3 Satz 1 Nr. 3 StVG nicht nur zur Löschung von Punkten, sondern auch zur Tilgung 

der zugrundeliegenden Entscheidungen führte. In der Gesetzesbegründung zur 

Neuregelung des  § 4 Abs. 2 Satz 3 StVG ab 1. Mai 2014 (Gesetz vom 28.8.2013, 

BGBl I S. 3313: Löschung der Punkte auch bei Neuerteilung der Fahrerlaubnis) ist 

ausgeführt, dass es unabhängig vom Punktestand bei der Speicherung sämtlicher 
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noch nicht getilgter Entscheidungen im Register bleibe, so dass die Behörde im Fall 

der erneuten Begehung von Zuwiderhandlungen nach erfolgter Neuerteilung der 

Fahrerlaubnis die Möglichkeit habe, die Eignung auch ohne das Erreichen von          

– nunmehr – acht Punkten wieder in Frage zu stellen und ggf. durch eine erneute An-

ordnung der Beibringung eines medizinisch-psychologischen Gutachtens prüfen zu 

lassen. In welchen Fällen dies sachgerecht sei, müsse aber der Einzelfallentschei-

dung überlassen bleiben und könne nicht summarisch durch das Gesetz geregelt 

werden (vgl. BR-Drs. 799/12 Begr. S. 73).  

 

Auch ein für den Betroffenen günstiges Fahreignungsgutachten und die Neuerteilung 

der Fahrerlaubnis entfalten keine Sperrwirkung für die Berücksichtigungsfähigkeit 

früher liegender Tatsachen (vgl. BayVGH, B.v. 6.5.2008 – 11 CS 08.551 – juris Rn. 

46 ff.). 

 

Dies bedeutet, dass bei einem Wiederholungstäter, der das Punktesystem zum 

zweiten Mal durchläuft, der Tatbestand des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 2. Alt. FeV erfüllt 

ist, wenn er einen weiteren Verstoß gegen verkehrsrechtliche Vorschriften nach 

Neuerteilung der Fahrerlaubnis begeht und ein vor Neuerteilung der Fahrerlaubnis 

begangener Verstoß im Verkehrszentralregister noch nicht getilgt und daher verwert-

bar ist, was ein flexibles Reagieren der Fahrerlaubnisbehörde bei Wiederholungstä-

tern ermöglicht (vgl. auch die Begründung zur Änderung von § 4 Abs. 2 Satz 3 StVG 

– BR-Drs. 799/12 S. 73). Jedoch dürften für den Fall, dass der nach Neuerteilung der 

Fahrerlaubnis begangene Verstoß nicht erheblich i.S.v. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 1. 

Alt FeV ist, und – nach Neuerteilung – keine wiederholten Verstöße vorliegen, ent-

sprechend höhere Anforderungen an die Ermessenserwägungen und die Darlegun-

gen der Fahreignungszweifel durch die Fahrerlaubnisbehörde für ein Vorgehen au-

ßerhalb des Punktsystems zu stellen sein.  

 

2. Es bestehen Zweifel, ob die Fahrerlaubnisbehörde in der Gutachtensbeibrin-

gungsanordnung vom  7. Juni 2013 das Ermessen rechtmäßig ausgeübt, mithin das  

– ausnahmsweise – Vorgehen außerhalb des Punktsystems richtig begründet hat. 

Dabei dürften grundsätzlich nur die Erwägungen berücksichtigungsfähig sein, welche 

die Fahrerlaubnisbehörde in der Aufforderung zur Begutachtung dargelegt oder ggf. 

im anschließenden Schriftverkehr zur Begründung der Anordnung ergänzt hat. Da 

die Anordnung einer medizinisch-psychologischen Untersuchung kein Verwaltungs-

akt ist und sie folglich nicht mit Rechtsmitteln eigenständig angegriffen werden kann, 
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sind an die Begründung der Gutachtensanordnung im Interesse effektiven Rechts-

schutzes strenge Anforderungen zu stellen.  

 

    2.1 Für ein Vorgehen der Fahrerlaubnisbehörde außerhalb des Punktsystems beste-

hen nach der Rechtsprechung hohe Anforderungen. Je schwerer eine Verletzung 

gesetzlicher Vorschriften in Beziehung auf die Verkehrssicherheit wiegt oder je häu-

figer der Betroffene gegen gesetzliche Vorschriften verstößt, desto geringere Anfor-

derungen sind an die Ermessensbetätigung zu stellen. Umgekehrt kann eine Gut-

achtensanordnung wegen eines einmaligen erheblichen oder wegen wiederholter 

weniger nichterheblicher Verstöße gegen verkehrsrechtliche Vorschriften nur Be-

stand haben, wenn die Fahrerlaubnisbehörde über eine schematische Bezugnahme 

auf die Verkehrsverstöße hinaus tatsächliche Ermittlungen und Erwägungen ange-

stellt hat, die eine solche Entscheidung im Einzelfall zu tragen vermögen.  

 

     In diese Betrachtung hat weiter das vom Gesetzgeber eingeführte Punktsystem (§ 4 

StVG, §§ 40 ff FeV, Anlage 13 zur FeV) einzufließen. Das Punktsystem beinhaltet die 

Bewertung von Verkehrszuwiderhandlungen (Straftaten und Ordnungswidrigkeiten) 

mit einer nach Art und Schwere der Verstöße festgelegten Punktzahl und das 

Ergreifen abgestufter Maßnahmen der Fahrerlaubnisbehörde bei Erreichen oder 

Überschreiten bestimmter Punkteschwellen. Es bezweckt eine Vereinheitlichung der 

Behandlung von Mehrfachtätern und soll dem Betroffenen Gelegenheit geben, auf-

getretene Mängel durch Aufbauseminare und verkehrspsychologische Beratung 

möglichst frühzeitig zu beseitigen. Das abgestufte und transparente System rechtfer-

tigt die Annahme, dass Personen, die 18 Punkte oder mehr erreicht haben, als un-

geeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen anzusehen sind. Aus dem Punktsystem 

ergibt sich aber auch, dass der Gesetzgeber bewusst die weitere Straßenverkehrs-

teilnahme von Kraftfahrern mit einem nicht unerheblichen „Sündenregister“ in Kauf 

genommen und die Entziehung der Fahrerlaubnis von der zuvor eingeräumten Mög-

lichkeit, Angebote und Hilfestellungen wahrzunehmen, abhängig gemacht hat (vgl. 

BayVGH, B.v. 2.6.2013 – 11 CS 03.743 – juris). Hiervon darf nur abgewichen wer-

den, wenn dies die Verkehrssicherheit und damit die Sicherheit der anderen Ver-

kehrsteilnehmer gebietet. Durch die Abweichung vom Punktsystem auf der Grund-

lage von § 4 Abs. 1 Satz 2 StVG wird im öffentlichen Interesse sichergestellt, dass 

ungeeignete Kraftfahrer schon vor Erreichen von 18 Punkten im Verkehrszentralre-

gister von der Teilnahme am motorisierten Straßenverkehr wirksam ausgeschlossen 

werden können oder besondere Eignungszweifel durch weitergehende Maßnahmen, 

wie z.B. eine medizinisch-psychologische Untersuchung, sofort geklärt werden kön-

26 

27 



nen. Ein Verlassen des Punktsystems auf der Grundlage des § 4 Abs. 1 Satz 2 StVG 

muss aber die Ausnahme bleiben und vom Vorliegen besonderer Gründe abhängen. 

Maßnahmen außerhalb des Punktsystems wie die Entziehung der Fahrerlaubnis 

oder zumindest die Anordnung zur Beibringung eines Eignungsgutachtens sind des-

halb nur in besonderen Ausnahmekonstellationen zulässig, wenn ein Fahrerlaubnis-

inhaber beispielsweise durch die beharrliche und häufige Begehung von – isoliert 

betrachtet auch nicht gewichtigen – Verkehrszuwiderhandlungen oder durch einen 

erheblichen Verkehrsverstoß verkehrsauffällig geworden ist und sich aus einem der-

artigen Verhalten Fahreignungsmängel oder zumindest Eignungsbedenken in cha-

rakterlicher Hinsicht ableiten lassen (vgl. VGH BW, B.v. 18.03.2010 – 10 S 2234/09). 

Die Fahrerlaubnisbehörde muss dabei im Einzelnen unter Auswertung aller konkre-

ten Umstände näher begründen, warum sie aus besonderen Gründen im Einzelfall, 

der sich erheblich vom Normalfall sonstiger Verkehrsteilnehmer mit einem Punkte-

stand abheben muss, aufgrund einer Würdigung der Gesamtpersönlichkeit des 

Kraftfahrers oder wegen der Art, der Häufigkeit oder des konkreten Hergangs der 

Verkehrsverstöße Eignungsbedenken hegt, die sofortige weitergehende Aufklä-

rungsmaßnahmen etwa durch eine medizinisch-psychologische Untersuchung ge-

bieten, ohne dem Betroffenen die Chance zu belassen, zuvor die abgestuften Hilfs-

angebote des § 4 StVG wahrzunehmen. 

 

Wann ein solcher Ausnahmefall gegeben ist, der in Anwendung der vorstehenden 

Grundsätze die Entziehung der Fahrerlaubnis oder die Anordnung der Beibringung 

eines medizinisch-psychologischen Gutachtens zur Klärung von charakterlichen 

Fahreignungszweifel erfordert, obwohl der Betroffene die Schwelle von 18 Punkten 

noch nicht erreicht hat, ist schließlich eine Frage der Würdigung der Umstände des 

Einzelfalls und lässt sich nicht verallgemeinernd und entsprechend fallübergreifend 

beantworten. 

 

2.2 Es liegt auf der Hand, dass ein Fahrerlaubnisinhaber nach dem Durchlaufen der 

Maßnahmen des Punktsystems bis hin zur Entziehung der Fahrerlaubnis und daran 

sich anschließend dem Ablauf der Wartefrist für die Neuerteilung einer Fahrerlaubnis 

(§ 4 Abs. 10 Satz 1 und 2 StVG), der Vorlage eines positiven medizinisch-psycho-lo-

gischen Gutachtens (§ 4 Abs. 10 Satz 3 StVG) und schließlich der Neuerteilung der 

Fahrerlaubnis nicht ohne Weiteres genauso wie der weit überwiegende Teil der mit 

Punkten belasteten Fahrerlaubnisinhaber behandelt werden kann, auf die nicht be-

reits einmal das vollständige Instrumentarium des Punktsystems (§ 4 Abs. 3 Satz 1 

StVG) angewendet worden ist (vgl. OVG NW, B.v. 29.6.2011 – 16 B 212/11 – juris 
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Rn. 5). Zwar ist einem Kraftfahrer zuzugestehen, dass er auch im "zweiten Durch-

gang" des Punktsystems Verkehrsverstöße begehen kann, ohne unmittelbar den 

Verlust seiner Fahrerlaubnis befürchten zu müssen. Er darf nach der Neuerteilung 

der Fahrerlaubnis aber nicht gleichsam nahtlos da ansetzen, wo er bei ihrem Verlust 

aufgehört hat (vgl. OVG NW, B.v. 7.10.2013 – 16 A 2820/12 – juris Rn. 22). Wird le-

diglich die Beibringung eines medizinisch-psychologischen Gutachtens gefordert, 

sind die Anforderungen an die Umstände, die ausnahmsweise ein Abrücken von dem 

Punktsystem ermöglichen, nicht zu überspannen, da die von der Fahrerlaubnisbe-

hörde ergriffene Maßnahme zur Aufklärung der Eignungszweifel in ihrer Eingriffsin-

tensität deutlich hinter der unmittelbaren Entziehung der Fahrerlaubnis zurückbleibt. 

 

     Allerdings sind die Anforderungen an ein Vorgehen außerhalb des Punktsystems 

auch bei Wiederholungstätern nach den vorstehenden Ausführungen entsprechend 

hoch, wenn – nach Wiedererteilung der Fahrerlaubnis – nur eine, erneute Zuwider-

handlung gegen verkehrsrechtliche Vorschriften vorliegt, die nicht erheblich im Sinne 

von § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 1. Alt. FeV ist. Letzteres dürfte hier der Fall sein. 

 

2.3 Wann ein Verkehrsverstoß erheblich ist,  ist dogmatisch noch nicht geklärt (vgl. 

NK-GVR/Koehl, 1. Aufl. 2014, FeV § 11 Rn. 90). Es wird zwar nicht gefordert, dass 

der Verstoß schwerwiegend ist. Entscheidend ist stets der Rückschluss auf die Fahr-

eignung.  

 

Die Vorschrift des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV wurde erst durch Änderungsverord-

nung vom 9. August 2004 (BGBl I, S. 2092 – damals noch mit der Nr. 5 des § 11 

Abs. 3 Satz 1 FeV verbunden)  – eingeführt. Bis dahin hat in der FeV eine Regelung 

gefehlt, wonach die Fahrerlaubnisbehörde eine medizinisch-psychologische Unter-

suchung anordnen kann, wenn aufgrund von Verstößen gegen verkehrsrechtliche 

Vorschriften, die keine Straftaten darstellen, Eignungszweifel bestehen. Der Verord-

nungsgeber hat dies für unzureichend erachtet und durch die Neufassung des § 11 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 FeV die rechtliche Grundlage dafür geschaffen, dass ein medizi-

nisch-psychologisches Gutachten auch bei einem erheblichen oder wiederholten 

Verstößen gegen verkehrsrechtliche Vorschriften, die nur als Ordnungswidrigkeiten 

geahndet werden, angeordnet werden kann. Dabei hat er insbesondere an Fahrer-

laubnisinhaber gedacht, die durch eine Vielzahl von Ordnungswidrigkeiten oder die 

Teilnahme an illegalen Straßenrennen Zweifel an ihrer charakterlichen Eignung ha-

ben entstehen lassen (vgl. BR-Drs. 305/04 – Beschluss, S. 1). 
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Bei der Beurteilung, ob ein Verstoß gegen verkehrsrechtliche Vorschriften erheblich 

ist im Sinne von § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 1. Alt. FeV ist, ist neben der amtlichen Be-

gründung, die durch das genannte Beispiel der Teilnahme an illegalen Straßenren-

nen auf eine eher restriktive Auslegung hindeutet, die Systematik der Vorschrift in 

den Blick zu nehmen. 

 

Als Tatbestandsvoraussetzungen werden in der Vorschrift entweder ein einziger er-

heblicher Verstoß oder wiederholte Verstöße genannt. Da die Fahrerlaubnisbehörde 

regelmäßig nur von solchen Verstößen erfährt, die ins Verkehrszentralregister (ab 1. 

Mai 2014 Fahreignungsregister genannt) eingetragen werden, sind für die Fahreig-

nungsbeurteilung in der Regel nur eintragungspflichtige Verstöße relevant. Dem ent-

spricht es, dass Verkehrsverstöße, die im Verwarnungsverfahren gerügt werden 

können, grundsätzlich bei der Prüfung der Eignung eines Kraftfahrers unberücksich-

tigt bleiben (BVerwG, U.v. 17.12.1976 – C 57.75 – VkBl 1978, 19). D.h. schon bei 

dem Tatbestandsmerkmal „wiederholte Verstöße“ handelt es sich in der Regel um 

eintragungspflichtige Verstöße. Wenn daneben als alternatives Tatbestandsmerkmal 

für eine Gutachtensbeibringungsanordnung ein „erheblicher Verstoß“ genannt wird, 

wird daraus deutlich, dass der erhebliche Verstoß sich „qualitativ“ vom „einfachen“ 

eintragungsfähigen Verstoß unterscheiden muss. Daraus ergibt sich jedenfalls, dass 

ein Verstoß gegen verkehrsrechtliche Vorschriften, der gerade einmal die Grenze zur 

Eintragungspflichtigkeit überschreitet, in der Regel noch kein erheblicher sein kann.  

 

Darüber hinaus ist zu beachten, dass die Vorschrift für alle, auch bisher unbeschol-

tene Fahrerlaubnisinhaber, gilt und nicht nur für „Wiederholungstäter“, die das Punkt-

system bereits einmal durchlaufen haben. Es wäre wohl kaum vorstellbar, bei einem 

Fahrerlaubnisinhaber, der erstmals einen gerade die Schwelle der Eintragungpflich-

tigkeit überschreitenden Verkehrsverstoß begeht, in eine Ermessensprüfung einzu-

treten, ob eine Überprüfung seiner charakterlichen Fahreignung außerhalb des 

Punktsystems gerechtfertigt ist. Soweit in der Rechtsprechung zur Fahrtenbuchauf-

lage ein mit einem Punkt bewerteter Verkehrsverstoß als Verstoß von „einigem Ge-

wicht“ bezeichnet wird (vgl. BVerwG, U.v. 17.5.1995 – 11 C 12/94 – BVerwGE 98, 

227/229; B.v. 9.9.1999 –  3 B 94/99 – BayVBl 2000, 380), ist das wohl nicht mit ei-

nem erheblichen Verstoß i.S.v. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 1. Alt. FeV vergleichbar. Die 

Anordnung, ein medizinisch-psychologisches Gutachten beizubringen, greift in er-

heblicher Weise in das Persönlichkeitsrecht des Betroffenen ein. Ein solcher Eingriff 

33 

34 

35 



ist nur gerechtfertigt, wenn er zur Abwehr einer bei realistischer Einschätzung tat-

sächlich bestehenden Gefahr notwendig ist (vgl. BVerwG, B.v. 9.6.2005 – 3 C 21.04 

– Buchholz 442.10 § 2 StVG Nr. 11; B.v. 9.6.2005 – 3 C 25.04 – Buchholz 442.10 § 2 

StVG Nr. 12). 

 

2.4 Der Senat hat im Beschluss vom 23. Februar 2012 (11 ZB 11.2995) eine Vor-

fahrtsverletzung mit Verkehrsunfall und eine Unfallflucht als „wohl erhebliche, jeden-

falls wiederholte Verstöße gegen verkehrsrechtliche Vorschriften“ und im Beschluss 

vom 2. Februar 2010 (11 CS 09.2636 – juris Rn. 26) eine Geschwindigkeitsüber-

schreitung von 44 km/h außer Orts als erheblichen Verkehrsverstoß bezeichnet. Im 

Beschluss vom 25. Juni 2008 (11 CS 08.269 – juris Rn. 13) hat der Senat ausgeführt, 

dass die Anlage 13 zur FeV (Punktbewertung nach dem Punktsystem) keine Kriterien 

dafür enthält, welche Verkehrsverstöße als im Sinne von § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 

FeV erheblich einzustufen sind. Die Anlage 13 sei zu § 40 FeV ergangen und 

enthalte eine Aufstellung darüber, mit welcher Punktzahl verschiedene Verkehrsver-

stöße im Verkehrszentralregister zu bewerten seien. Auch die Anlage 12 zu § 34 FeV 

wäre i. Ü. nicht einschlägig, da sie nur regele, welche Verstöße bezogen auf die 

Fahrerlaubnis auf Probe i.S.v. § 2a StVG als schwerwiegende Zuwiderhandlungen 

einzustufen seien.   

 

Eine Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit außer Orts um 21 km/h, 

die zu einer Eintragung von einem Punkt im Verkehrszentralregister führt, dürfte da-

her in der Regel nicht erheblich im Sinne von § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 1. Alt. FeV 

sein. Bei einer Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit außer Orts um 

20 km/h wäre eine Eintragung nach § 28 Abs. 3 Nr. 3 StVG und eine Punktbewer-

tung nach § 40 FeV i.V.m. der Anlage 13 zur FeV erst gar nicht erfolgt, sondern wäre 

mit einer Verwarnung geahndet worden, die in der Regel keine Rückschlüsse auf die 

Fahreignung zulässt.  

 

Der Senat hat im Beschluss vom 7. Februar 2012 (11 CS 11.2708 – juris Rn. 14) die 

Anordnung zur Beibringung eines Fahreignungsgutachten bei einem Wiederho-

lungstäter bestätigt, der innerhalb von 20 Monaten nach Wiedererteilung der Fahrer-

laubnis vier Geschwindigkeitsverstöße gegangen hatte, die zu einer Eintragung von 

10 Punkten geführt hatten; er hat hierzu ausgeführt, auch Verkehrsordnungswidrig-

keiten, würden sie beharrlich und häufig begangen, könnten (ausnahmsweise) in be-

sonders krassen Fällen die Entziehung der Fahrerlaubnis wegen charakterlicher 
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Mängel oder zumindest die Beibringung eines Fahreignungsgutachtens wegen (be-

gründeter) Zweifel an der charakterlichen Eignung des Fahrerlaubnisinhabers recht-

fertigen, weil bei dieser besonderen Fallgestaltung auf charakterliche Mängel, die 

sich in der beharrlichen Missachtung der Rechtsordnung (Verkehrsvorschriften) ge-

äußert hätten, geschlossen werden könne bzw. solche vermutet werden könnten. 

Wer – insbesondere nach vorangegangenem Fahrerlaubnisentzug – häufig und in 

engerem zeitlichen Zusammenhang Verkehrsverstöße von einigem Gewicht begehe 

und dadurch zeige, dass er sich an die Verkehrsordnung nicht halten wolle, sei fahr-

ungeeignet bzw. gebe Anlass für eine Eignungsüberprüfung.  

 

Der VGH Baden-Württemberg hat mit Beschluss vom 5. Mai 2014 (10 S 705/14 – ju-

ris) eine Gutachtensanordnung bei einem Wiederholungstäter für rechtmäßig befun-

den, der in den 20 Monaten nach Wiedererteilung der Fahrerlaubnis vier Verkehrs-

verstöße begangen hatte, die zur Eintragung von 10 Punkten geführt haben; er hat 

dazu ausgeführt, eine das Verlassen des Punktsystems rechtfertigende Ausnahme-

konstellation für eine Anordnung zur Beibringung eines Eignungsgutachtens liege 

insbesondere vor, wenn der Fahrerlaubnisinhaber nach einer vormaligen Entziehung 

der Fahrerlaubnis nach dem Punktsystem, der Vorlage eines positiven medizinisch-

psychologischen Gutachtens und der Neuerteilung der Fahrerlaubnis binnen kurzer 

Zeit und in rascher Folge erneut erhebliche Zuwiderhandlungen im Straßenverkehr 

begehe. 

 

Eine einzelne Verkehrsordnungswidrigkeit, die gerade einmal die Schwelle der Ein-

tragungspflichtigkeit ins Verkehrszentralregister überschreitet, dürfte daher nur im 

äußersten Ausnahmefall Anlass für ein Vorgehen außerhalb des Punktsystems sein 

können. Soweit ersichtlich, ist in der Rechtsprechung eine Fallkonstellation wie hier  

– Anordnung der Beibringung eines Eignungsgutachtens nach vormaligem Entzug 

wegen des Erreichens von 18 Punkten bei nur einem Verkehrsverstoß nach 

Wiedererteilung der Fahrerlaubnis, der nicht zugleich eine Straftat darstellt und daher 

auch auf § 11 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 5, 6 oder 7 FeV gestützt werden kann – noch nicht 

entschieden worden.  
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Ob ein solcher Ausnahmefall hier vorliegt, weil der Antragsteller einen Lastkraftwa-

gen – offenbar mit Anhänger, wie dem Schriftsatz vom 2. August 2013 (Bl. 346/351 

der Behördenakte)  zu entnehmen ist – geführt hat und weil er die ohnehin für Last-

kraftwagen zulässige Höchstgeschwindigkeit, wenn auch nur äußerst geringfügig, 

überschritten hat, ist zweifelhaft.  

 

In tatsächlicher Hinsicht lässt sich im Eilverfahren auch nicht abschließend feststel-

len, ob die Strecke abschüssig war, etwa die Witterungsbedingungen winterlich wa-

ren und welches abstrakte Gefährdungspotential bei der Überschreitung der Ge-

schwindigkeit bestand. Auch wie sich die konkrete Situation an der Autobahnbau-

stelle darstellte ist, ist nicht aktenkundig. Dem Verwaltungsgericht ist darin zu folgen, 

dass die Schilderungen des Antragstellers zum neuerlichen Verkehrsverstoß, die es 

als unglaubhaft angesehen hat, die Fahreignung des Antragstellers in anderer Hin-

sicht nicht bestätigt. Ob allerdings eine etwaige Lüge diesbezüglich gegen die cha-

rakterliche Fahreignung spricht, ist fraglich. 

 

2.5 Davon unabhängig bestehen gegen die Ermessenserwägungen in der Gutach-

tensbeibringungsanordnung vom 7. Juni 2013, auch unabhängig von der Einstufung 

der Zuwiderhandlung als erheblich, in mehrfacher Hinsicht Bedenken.  

 

Soweit die Anordnung maßgeblich davon ausgeht, dass durch den erneuten Ver-

kehrsverstoß die positive Prognose im Fahreignungsgutachten der pima vom 24. 

Oktober 2012 widerlegt sei, dürfte das, nicht nur formal betrachtet, nicht richtig sein. 

Die Gutachterin hat prognostiziert, dass nicht zu erwarten sei, dass der Antragsteller 

in Zukunft erheblich oder wiederholt gegen verkehrsrechtliche Vorschriften verstoßen 

werde. Das hat der Antragsteller – davon ausgehend, dass der Verkehrsverstoß vom 

3. Februar 2013 nicht erheblich im Sinne von 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 1. Alt. FeV ist – 

nicht getan. Dass der Antragsteller nie wieder einen Verkehrsverstoß begehen 

werde, hat die Gutachterin nicht prognostiziert; danach war in der damaligen Gut-

achtensanordnung – zu Recht – nicht gefragt worden. Anhaltspunkte dafür, dass das 

Gutachten der pima fehlerhaft wäre, liegen nicht vor. Die Gutachterin hat sich mit der 

Vorgeschichte des Antragstellers und gerade auch mit dem vorausgehenden negati-

ven Gutachten vom 2. Juli 2013, das bereits den Beginn eines Veränderungsprozes-

ses beim Antragsteller festgestellt hat, aber eine Fahreignung noch nicht bejahen 

konnte, auseinandergesetzt. 
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Abgesehen von der Tatsache, dass der Antragsteller bereits beim Ersterwerb eine 

medizinisch psychologische Untersuchung absolvieren musste und dann bei der 

Neuerteilung die medizinisch-psychologische Untersuchung erst im dritten Anlauf 

bestand, unterscheiden sich die im Rahmen der Ermessenserwägungen dargestell-

ten Tatsachen – mit Ausnahme der hervorgehobenen Nähe des neuerlichen Ver-

kehrsverstoßes – kaum von denen anderer Täter, denen die Fahrerlaubnis nach dem 

Erreichen von 18 Punkten entzogen wurde.  

 

Soweit die Fahrerlaubnisbehörde darauf abgestellt hat, dass bereits bei der Erster-

teilung der Fahrerlaubnis eine medizinisch-psychologische Untersuchung erforderlich 

war und dass der Antragsteller für die Neuerteilung der Fahrerlaubnis drei medizi-

nisch-psychologische Untersuchungen benötigt habe, ist fraglich, ob das für eine Zu-

kunftsprognose maßgeblich ist. Aus Letzterem ergibt sich wohl lediglich, dass der 

Antragsteller mehr Zeit benötigte, um sich seinen Taten zu stellen und die notwendi-

gen Folgerungen zu ziehen. Das spricht wohl nicht gegen seine gegenwärtige Fahr-

eignung. 

 

Soweit im Schriftverkehr im Anschluss an die Anordnung betont wurde, dass der An-

tragsteller die 18 Punkte innerhalb von drei Jahren erreichte, ist das ebenfalls nicht 

richtig, da sechs Punkte auf der Tat von 2005 beruhen. Der Antragsteller hat daher 

innerhalb von drei Jahren nicht 18 Punkte, sondern 12 Punkte erreicht.  

 

Auch wurden die Taten, die zur Entziehung der Fahrerlaubnis führten, in der Anord-

nung nicht gewürdigt und nicht in Beziehung zum neuerlichen Verkehrsverstoß ge-

setzt. Neben der Straftat aus 2005, die zu sechs Punkten führte, sind drei Abstands-

unterschreitungen zu verzeichnen, die zu insgesamt neun Punkten führten, so dass 

bereits daraus 15 Punkte erreicht waren. Hierbei spricht zu Gunsten des Antragstel-

lers, dass er diese Verkehrsordnungswidrigkeit, die mit je drei Punkten bewertet 

wurde, nach der Neuerteilung der Fahrerlaubnis nicht wieder begangen hat. Auch 

wenn im Gutachten vom 2. Juli 2013 die Rede davon ist, dass die Verkehrsverstöße 

letztlich aus einem geschwindigkeitsbetonten Fahrverhalten resultierten, hat der An-

tragsteller im ersten Durchgang nur zweimal die Geschwindigkeit in einem Maße 

überschritten, dass jeweils ein Punkt einzutragen war. Daraus ergibt sich wohl noch 

nicht die Annahme, dass der Antragsteller ein notorischer „Schnellfahrer“ ist, so dass 

wohl auch nicht davon ausgegangen werden kann, dass der Antragsteller nach der 

Neuerteilung der Fahrerlaubnis gleichsam nahtlos da angesetzt hat, wo er bei ihrem 
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Verlust aufgehört hat. Aus der bloßen zeitlichen Nähe des Verkehrsverstoßes zur 

Neuerteilung kann wohl noch nicht auf eine generelle Bereitschaft zur Missachtung 

von Verkehrsregeln geschlossen werden, wenn der Verstoß innerhalb von 10 Mo-

naten nach Wiedererteilung der Fahrerlaubnis der einzige geblieben ist. 

 

Da somit fraglich ist, ob die Tat vom 3. Februar 2013 geeignet ist, erneut Fahreig-

nungszweifel zu begründen und zudem die Ermessenserwägungen der Fahrerlaub-

nisbehörde rechtlichen Bedenken begegnen, ist der Ausgang des Hauptsacheverfah-

rens offen.  

 

3. Eine von den Erfolgsaussichten der Hauptsache unabhängige Interessenabwä-

gung ergibt, dass es ausnahmsweise verantwortet werden kann, dass der Antrag-

steller bis zur Entscheidung in der Hauptsache weiter als Kraftfahrer am Straßenver-

kehr teilnimmt. Die Interessenabwägung hat sich an den Vorgaben zu orientieren, die 

das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 20. Juni 2002 (1 BvR 

2062/96 – NJW 2002, 2378 ff.) aufgestellt hat. Das Interesse der Allgemeinheit an 

der Sicherheit des Straßenverkehrs und der aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ableitbare 

Auftrag zum Schutz vor erheblichen Gefahren für Leib und Leben gebieten es, hohe 

Anforderungen an die Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen zu stellen. Ein 

Fahrerlaubnisinhaber muss den Entzug dieser Berechtigung dann hinnehmen, wenn 

hinreichender Anlass zu der Annahme besteht, dass aus seiner aktiven Teilnahme 

am öffentlichen Straßenverkehr eine Gefahr für dessen ordnungsgemäßen Ablauf 

resultiert; dieses Risiko muss deutlich über demjenigen liegen, das allgemein mit der 

Zulassung von Personen zum Führen von Kraftfahrzeugen im öffentlichen Straßen-

verkehr verbunden ist. Eine Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung von An-

fechtungsrechtsbehelfen gegen den für sofort vollziehbar erklärten Entzug einer 

Fahrerlaubnis wird deshalb in der Regel nur dann in Betracht kommen, wenn hinrei-

chend gewichtige Gründe dafür sprechen, dass das von dem Betroffenen ausge-

hende Gefahrenpotential nicht nennenswert über dem des Durchschnitts aller moto-

risierten Verkehrsteilnehmer liegt.  

 

Da der Verstoß vom 3. Februar 2013 in dem Zeitraum seit der Neuerteilung der 

Fahrerlaubnis am 6. Dezember 2012 bis zur Fahrerlaubnisentziehung mit Bescheid 

vom 19. November 2013 die einzige dem Antragsteller vorzuwerfende (aktenkun-

dige) Verkehrsordnungswidrigkeit ist und die Tat nach Aktenlage wohl auch nicht er-

heblich im Sinne von § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 1. Alt. FeV ist, der Antragsteller auch 
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bei früheren, von ihm begangenen Verkehrsordnungswidrigkeiten keine anderen 

Personen konkret gefährdet und keinen Unfall verursacht hat, ergibt hier bereits eine 

von den Erfolgsaussichten der Klage unabhängige Interessensabwägung, dass es 

verantwortet werden kann, dass der Antragsteller bis zur Entscheidung im Haupt-

sacheverfahren weiter am Straßenverkehr teilnimmt. Der Antragsteller dürfte sich 

nunmehr der Folgen weiterer Verstöße bewusst sein.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, die Streitwertfestsetzung 

auf § 47 Abs. 3, § 53 Abs. 2 Nr. 2 GKG i.V.m. § 52 Abs. 1 GKG und den Empfehlun-

gen in Nr. 1.5, 46.3 und 46.4 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbar-

keit. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

Stadlöder                                           König                                           Dr. Köhler-Rott 
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